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Geleitwort 

Aufgrund der fortschreitenden Internationalisierung geschäftlicher Aktivitäten deutscher 

Unternehmen im Ausland sowie ausländischer Unternehmen in Deutschland erlangt die 

international fokussierte Steuerlehre einen mittlerweile überragenden Stellenwert im Be-

reich der betriebswirtschaftlichen Steuerforschung. Jener Entwicklungsprozess wird zudem 

durch den seit mehreren Jahren bestehenden Einfluss von Vorgaben diverser supranationa-

ler Organisationen auf die jeweiligen Mitgliedstaaten enorm forciert. Jene Vorgaben gip-

feln derzeit in die Modifikation von Art. 7 OECD-MA mittels Integration des sog. 

Authorized OECD-Approach (AOA) sowie die daraufhin erforderliche Änderung von § 1 

AStG (geändert durch das AmtshilfeRLUmsG vom 26.06.2013). Beide Vorschriften haben 

die fiktive rechtliche Verselbstständigung ausländischer Betriebstätten deutscher Wirt-

schaftseinheiten und mithin die steuerliche Gleichstellung mit ausländischen Tochterkapi-

talgesellschaften zum Gegenstand und besitzen weitreichende steuerliche Konsequenzen 

für international agierende Einheitsunternehmen. Jenes sehr ambitionierte und auf den ers-

ten Blick als konsequent zu erachtende Ziel wirft jedoch zahlreiche hochkomplexe Zwei-

felsfragen seiner Umsetzung – insb. in Bezug auf den im Zuge des Liefer- und Leistungs-

austauschs zwischen Stammhaus und Betriebstätte nun zwingend anzuwendenden Fremd-

vergleichsgrundsatz – auf. Im Fokus der Untersuchungen der Dissertation von Herrn Dr. 

Steffen Heyd steht folglich die überaus bedeutsame Frage der Abgrenzung der Ergebnisse 

von Stammhaus und Betriebstätte in einem internationalen Einheitsunternehmen sowie 

deren Aufteilung auf die betroffenen Staaten. Zudem müssen die Bestrebungen der OECD 

den Problemfeldern der Verlagerung von Einkünften mittels Gestaltungsmaßnahmen, der 

(drohenden) internationalen Doppelbesteuerung sowie der Nichtbesteuerung von Einkünf-

ten Rechnung tragen. Neben diesen Vorgaben der OECD haben sich insb. ausländische 

Betriebstättenkonstruktionen simultan an europäischen Harmonisierungsbestrebungen zu 

messen, wonach Liefer- und Leistungsverhältnisse zwischen deutschem Stammhaus und 

ausländischer Betriebstätte steuerlich nicht gegenüber Beziehungen innerhalb eines rein 

national bestehenden Einheitsunternehmens benachteiligt werden dürfen. Letztlich beste-

hen auf europäischer Ebene die Bestrebungen, eine sog. Gemeinsame Konsolidierte Kör-

perschaftsteuer-Bemessungsgrundlage (GKKB) als alternatives Gewinnabgrenzungskon-

zept zu implementieren, dessen Funktionsweise diametral zu der von der OECD ausgear-

beiteten Methodik erfolgt. 

An diesen Stellen greifen die Forschungsfragen der Dissertation von Herrn Dr. Steffen 

Heyd. Erstens wird dezidiert wissenschaftlich untersucht, ob das von der OECD angesto-

ßene Konzept geeignet ist, die bislang zwischen Stammhaus und Betriebstätte bestehenden 

Inkonsistenzen im Hinblick auf Einkunftsverlagerungen sowie (teilweise) Doppel- oder 

Nichtbesteuerungen bei (international angelegten) Liefer- und Leistungsbeziehungen zu 

beseitigen oder ob durch jene Initiative weitere Zweifelsfragen hervorgerufen werden. 

Zweitens analysiert die Dissertation ausführlich, ob die ein internationales Einheitsunter-

nehmen betreffenden bestehenden gesetzlichen Regelungen Deutschlands europäischen 
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Vorgaben genügen oder ob auch hier Verbesserungspotenziale bestehen. Drittens wird das 

europäisch gewachsene Konzept der GKKB dem OECD-Konzept anhand eines eigens 

entwickelten Anforderungskatalogs kritisch gegenübergestellt und daraus resultierend be-

wertet, inwieweit die auf der indirekten Methode beruhende GKKB zu einer sachgerechte-

ren Gewinnzuordnung bei internationalen Einheitsunternehmen als der auf der direkten 

Methode via transaktionsbezogener Verrechnungspreise resp. unternehmensinterner fikti-

ver Entgelte basierende AOA führt. 

Die aus der Arbeit von Herrn Dr. Steffen Heyd gewonnenen Forschungsergebnisse leisten 

in innovativer Manier einen sehr wertvollen Beitrag für das Gebiet der normativen (inter-

nationalen) Steuerforschung. Die vorliegende Arbeit, welche erstmals die Bereiche 

„AOA“, „Steuerentstrickung in einem internationalen Einheitsunternehmen“ und „GKKB“ 

kombinatorisch und wissenschaftlich fundiert untersucht, dabei logisch stringent vorgeht, 

eine große Praxisrelevanz aufweist und zudem im Bereich der Steuerrechtsgestaltungslehre 

nicht nur bestehende steuerliche Inkonsistenzen aufzeigt, sondern auch zahlreiche Hand-

lungsempfehlungen für jenes hochkomplexe Themengebiet für den Steuergesetzgeber ent-

wickelt, verringert in diesem Bereich eine bislang bestehende Forschungslücke. Es wäre zu 

wünschen, dass die akribisch erarbeiteten Ergebnisse von Herrn Dr. Steffen Heyd auch 

durch das Bundesministerium der Finanzen eine angemessene Beachtung finden. 

 

 

Trier, im Juni 2014 Univ.-Prof. Dr. Lutz Richter 
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1 Einleitende Bemerkungen 

1.1 Motivation und Zielsetzung der Untersuchung 

Die vorliegende Untersuchung hat die steuerliche Behandlung der zwischenstaatlichen 

Gewinnabgrenzung zwischen Stammhaus und Betriebstätte als Teile eines internationalen 

Einheitsunternehmens1 zum Gegenstand. Diese Thematik gilt als überaus anspruchsvolle 

Materie, welche innerhalb der internationalen Unternehmensbesteuerung die am schwie-

rigsten zu lösenden Probleme aufwirft.2 Dies lässt sich im Kern darauf zurückführen, dass 

für die Aufteilung des von dem internationalen Einheitsunternehmen erzielten Gesamtge-

winns auf die jeweiligen Staaten, in denen die einzelnen für sich betrachtet unselbstständi-

gen Unternehmensteile agieren, klare, sachgerechte sowie nachprüfbare Gewinnabgren-

zungsmaßstäbe vonnöten sind. In diesem Kontext stellt sich in besonderem Maße die Fra-

ge, wie dies im Gegensatz zu rechtlich selbstständigen, aber wirtschaftlich verbundenen 

Konzernunternehmen mangels zivilrechtlicher Wirksamkeit schuldrechtlicher Vertragsbe-

ziehungen zwischen Stammhaus und Betriebstätte3 bei unternehmensinternen Liefer- und 

Leistungsbeziehungen, die sich im Gesamtgewinn des internationalen Einheitsunterneh-

mens widerspiegeln, gelingen kann. Diese Diskrepanz hat in der Vergangenheit zu be-

trächtlichen Widersprüchen, verbunden mit der Gefahr von Doppelbesteuerungsproble-

men, geführt. 

Zugleich unterliegt die internationale Gewinnabgrenzung zwischen Stammhaus und Be-

triebstätte aktuell einem sehr starken Wandel, der auf vielfältige und unterschiedlichste 

Entwicklungen des nationalen und internationalen Steuerrechts zurückzuführen ist. Denn 

das Bedürfnis, die beschriebene unzureichende Situation zu beheben und eine kongruente 

Betriebstätten-Gewinnabgrenzung zwischen den Staaten zu gewährleisten, führte auf Ebe-

ne der OECD zu einer weitreichenden Überarbeitung der in diesem Zusammenhang bedeu-

tungsvollen Abkommensvorschrift des Art. 7 OECD-MA sowie des zugehörigen OECD-

MK.4 Im Ergebnis dieser Arbeiten bezweckt die OECD, die Gewinnabgrenzung bei Be-

triebstätten gänzlich an diejenige zwischen verbundenen Konzernunternehmen anzuglei-

chen, indem die Betriebstätte konzeptionell als funktional selbstständige Einheit fingiert 

wird, damit die Zuordnung der Wertschöpfungsbeiträge innerhalb des internationalen Ein-

heitsunternehmens nahezu ausnahmslos dem Postulat des Fremdvergleichsgrundsatzes 

folgt. Diese OECD-Vorgaben wurde jüngst vom deutschen Steuergesetzgeber durch die 

                                                           
1  Die Struktur eines internationalen Einheitsunternehmens erfordert, dass neben der sog. Geschäftslei-

tungsbetriebstätte, die regelmäßig als Stammhaus bezeichnet wird, mindestens eine weitere Betriebstätte 
außerhalb des Ansässigkeitsstaates des Stammhauses unterhalten wird. Vgl. BRÄHLER, GERNOT (2012), 
S. 220; JACOBS, OTTO H. (2011), S. 283.  

2  Vgl. SCHREIBER, ULRICH (2012), S. 501; SCHWENKE, MICHAEL (2006a), S. 35. 
3  Schuldrechtliche Vereinbarungen zwischen Stammhaus und Betriebstätte werden von der Recht-

sprechung als „Insichgeschäft“ qualifiziert und daher für steuerliche Zwecke nicht anerkannt. Vgl. BFH-
Urteil vom 20.07.1989, I R 49/89, S. 142; DEBATIN, HELMUT (1989b), S. 1739. 

4  Vgl. OECD-MA 2010 vom 22.07.2010. 
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Anpassung des § 1 AStG im Rahmen des AmtshilfeRLUmsG5 folgsam umgesetzt.6 Bis-

lang bestand eine derartige Rechtsgrundlage, die auf dem Verständnis des Fremdver-

gleichsgrundsatzes basiert, lediglich partiell in Form der durch die im EStG und KStG ver-

ankerten allgemeinen Entstrickungs- und Verstrickungsregelungen.7  

Gleichwohl erscheint fraglich, ob bzw. inwieweit der OECD-Ansatz zur Problemlösung 

beitragen kann, wo doch die fremdvergleichskonforme Gewinnabgrenzung nicht der wirt-

schaftlichen Realität grenzüberschreitend tätiger Einheitsunternehmen gerecht wird, für 

deren wirtschaftlichen Zusammenschluss gerade ursächlich ist, marktliche Verhaltenswei-

sen zugunsten der unternehmensinternen Organisation auszublenden.8 In Anbetracht des-

sen zeichnet sich gegenwärtig neben dem von der OECD intendierten Modell mit den auf 

Ebene der EU initiierten Arbeiten hinsichtlich einer GKKB eine gegenläufige Entwicklung 

ab, die mit der Veröffentlichung eines Richtlinienvorschlags9 am 16.03.2011 ihren bisheri-

gen Höhepunkt erreicht hat. Nach diesem alternativen Ansatz erfolgt die Gewinnabgren-

zung konzeptionell losgelöst vom Fremdvergleichsgrundsatz durch eine formelhafte Ge-

winnaufteilung der gemeinsam erzielten Wertschöpfung eines Einheitsunternehmens auf 

die jeweils tangierten EU-Mitgliedstaaten.  

Die Zielsetzung der vorliegenden Untersuchung besteht darin, zu eruieren, inwieweit das 

von der OECD präferierte Konzept, mit dem die Übertragung der Gewinnabgrenzungs-

grundsätze bei verbundenen Unternehmen auf internationale Einheitsunternehmen einher-

geht, die bestehenden Unzulänglichkeiten auszuräumen vermag. Denn bislang ist die Be-

triebstätten-Gewinnabgrenzung mangels einheitlicher Regelungen im Quellen- und Ansäs-

sigkeitsstaat mit der Gefahr der internationalen Doppelbesteuerung oder Nichtbesteuerung 

von Gewinnen verbunden. Im Umkehrschluss daraus ergibt sich die Notwendigkeit, die 

These, wonach die Gewinnabgrenzung auf Basis des Fremdvergleichsgrundsatzes bei in-

ternationalen Einheitsunternehmen, welche aufgrund ihrer wirtschaftlichen Verbundenheit 

eine Einheit bilden, nicht zielführend ist, einer kritischen Prüfung zu unterziehen. Darüber 

hinaus stellt sich die Frage, ob die derzeitigen Grundsätze der Betriebstätten-Gewinnab-

grenzung den Ansprüchen und Vorgaben des europäischen Gemeinschaftsrechts10 gerecht 

werden. In diesem Zusammenhang erfährt die einschlägige Rechtsprechung des EuGH 

                                                           
5  Vgl. Gesetz zur Umsetzung der Amtshilferichtlinie sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften 

(Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetz – AmtshilfeRLUmsG) vom 26.06.2013, BGBl. I 2013, 
S. 1809 ff. 

6  Im Gegensatz dazu haben Chile, Griechenland, Mexiko, Neuseeland und die Türkei das OECD-Modell 
explizit abgelehnt. Vgl. Art. 7, OECD-MK 2010, Rn. 95, 96. 

7  Vgl. § 4 Abs. 1 Satz 3 und 4 EStG sowie § 12 Abs. 1 KStG. 
8  Vgl. KAHLE, HOLGER (2007c), S. 211; OESTREICHER, ANDREAS (2000), S. 103 f.; PICOT, ARNOLD 

(1982), S. 273 ff.; SCHREIBER, ULRICH (2004), S. 218. 
9  Vgl. Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über eine Gemeinsame konsolidierte Körperschaftsteuer-

Bemessungsgrundlage (GKKB) vom 16.03.2011. 
10  Das vierte Hauptkapitel der vorliegenden Arbeit hat vornehmlich die Auswirkungen des AEUV auf das 

nationale direkte Steuerrecht zum Gegenstand, so dass die Verwendung des Ausdrucks „Gemeinschafts-
recht“ das im AEUV niedergelegte, einschließlich das durch die Rechtsprechung des EuGH herausgebil-
dete primäre Europarecht sowie das von den Organen der Europäischen Union erlassene sekundäre Eu-
roparecht umfasst.  
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besondere Beachtung. Insgesamt befasst sich die Untersuchung mit wesentlichen Steuer-

wirkungen von im deutschen Rechtskreis bestehenden Normen, welche der Gewinnabgren-

zung zwischen Stammhaus und Betriebstätte dienen, sowie mit den mit diesen Normen 

verbundenen Auslegungsschwierigkeiten. Schlussendlich werden die Gewinnabgrenzungs-

konzeptionen einer Überprüfung anhand normativer Anforderungen, denen fundamentale 

Besteuerungsprinzipien zu Grunde liegen, unterzogen.  

1.2 Eingrenzung und methodologische Einordnung des 

Untersuchungsgegenstands 

Die Untersuchung erstreckt sich auf die ertragsteuerliche11  Behandlung der Gewinnab-

grenzung von international tätigen Kapitalgesellschaften, die vornehmlich sowohl ihren 

Satzungssitz als auch ihre Geschäftsleitung in Deutschland haben und über ausländische 

Betriebstätten verfügen. Hiervon explizit abzugrenzen sind Fragen im Kontext der Ge-

winnabgrenzung bei Personengesellschaften. Wenngleich für die Beteiligung eines in- oder 

ausländischen Mitunternehmers an einer im jeweils anderen Staat ansässigen Personenge-

sellschaft sowohl nach nationalem als auch nach abkommensrechtlichem Verständnis die 

für Betriebstätten vorgesehenen Grundsätze zur Anwendung gelangen,12 besteht dennoch 

der bedeutsame Unterschied, dass Vertragsbeziehungen auf schuldrechtlicher Basis zwi-

schen der Personengesellschaft und ihren Gesellschaftern – anders als in einem Einheitsun-

ternehmen – grundsätzlich möglich sind. In Anbetracht dieses konzeptionellen Unter-

schieds erscheint diese Ausgrenzung nur konsequent.  

Des Weiteren beschränkt sich der Untersuchungsgegenstand auf Abgrenzungsfragen be-

züglich des unternehmensinternen Liefer- und Leistungsaustauschs, die sich bei klassi-

schen Betriebstättensachverhalten stellen. Folglich bleiben spezifische Problembereiche, 

die bei Betriebstättensondertatbeständen, wie bspw. Vertreter- oder Serverbetriebstätten, 

auftreten, unberücksichtigt. Dabei sind aus dem Blickwinkel des deutschen Rechts grund-

sätzlich diejenigen Sachverhalte von Relevanz, bei denen Deutschland entweder als Ansäs-

sigkeitsstaat des Stammhauses oder als Betriebstättenstaat fungiert. Überdies gehören 

branchenspezifische Besonderheiten, wie bspw. für Banken und Versicherungen, welche 

zumeist aufgrund ihres Umfangs eine eigenständige Ausarbeitung erforderlich machen 

würden, nicht zum Untersuchungsgegenstand. Ebenfalls im Rahmen der vorliegenden Un-

tersuchung unberücksichtigt bleiben die Darstellung und die Analyse von Verrechnungs-

preis-Methoden. In Anbetracht des Umstands, dass die internationale Betriebstätten-

Gewinnabgrenzung neben den Leitlinien des Abkommensrechts insbesondere auch den 

europarechtlichen Vorgaben zu folgen hat, beschränken sich die Wertungen der vorliegen-

den Untersuchung auf den Wirtschaftsraum der EU bzw. des EWR. 

                                                           
11  Auswirkungen auf andere Steuern, wie bspw. Verkehrs- oder Verbrauchsteuern, sind nicht Gegenstand 

der Untersuchung. 
12  Vgl. KUßMAUL, HEINZ (2010), S. 724, 738; SCHEFFLER, WOLFRAM (2009), S. 332 ff. 
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Die vorliegende Untersuchung befasst sich mit den Einflüssen der Besteuerung auf unter-

nehmerische Entscheidungen im Kontext der Gewinnabgrenzung bei internationalen Ein-

heitsunternehmen und gehört damit dem normativen Forschungsbereich der Betriebswirt-

schaftlichen Steuerlehre13 an.14 Das Fundament der Untersuchung bildet eine ausführliche 

Steuerrechtsnormendarstellung.15 Diese stellt die Voraussetzung für die damit einherge-

hende betriebswirtschaftliche Steuerwirkungs- und Steuergestaltungsanalyse dar. Dabei 

werden Steuerwirkungen untersucht, die sowohl auf dem geltenden deutschen Steuerrecht 

als auch auf alternativen Regelungen beruhen. Darüber hinaus werden Gestaltungsalterna-

tiven der unternehmerischen Entscheidungsträger analysiert, die sich insbesondere auf 

Auslegungsschwierigkeiten und eingeräumte Ermessensspielräume beziehen, was insbe-

sondere den aktuellen Entwicklungen bezüglich dieses Themenkomplexes durch die sich 

ändernden Rahmenbedingungen geschuldet ist. Überdies wird auch der Steuerrechtsgestal-

tungsanalyse im Rahmen der vorliegenden Untersuchung ein nicht minder bedeutsamer 

Stellenwert zuteil. Denn aufgrund der im Rahmen der Steuerwirkungs- und Steuergestal-

tungsanalyse identifizierten Mängel des geltenden Rechts resultiert das Erfordernis, dem 

Steuergesetzgeber Handlungsalternativen aufzuzeigen. In Anbetracht des Umstands, dass 

das geltende Steuerrecht die Basis der Betriebswirtschaftlichen Steuerlehre bildet,16 weist 

dieser Wissenschaftsbereich als Teil der Betriebswirtschaftslehre eine enge Verbindung 

zur Steuerrechtswissenschaft17 als juristische Disziplin auf.18 Dieser Umstand darf jedoch 

nicht zu einer „Abschottung“ des jeweiligen Fachs führen, vielmehr erwächst daraus die 

Notwendigkeit der interdisziplinären Zusammenarbeit.19 Auch im Rahmen der vorliegen-

den Untersuchung werden zur Erkenntnisgewinnung teilweise betriebswirtschaftliche und 

steuerrechtliche Themengebiete sinnvoll miteinander verknüpft.  

1.3 Gang der Untersuchung  

Die vorliegende Untersuchung wird in vier Teile untergliedert. Kapitel 2 hat zur Erlangung 

eines besseren Verständnisses der nachfolgenden Schwerpunktbereiche die kritische Dar-

                                                           
13  Vgl. allgemein zum Wissenschaftsbereich der Betriebswirtschaftlichen Steuerlehre als Teil der Be-

triebswirtschaftslehre sowie den wesentlichen Aufgaben dieses Fachs FISCHER, LUTZ/SCHNEELOCH, 
DIETER/SIEGLOCH, JOCHEN (1980), S. 699 ff.; KUßMAUL, HEINZ (1995), S. 3 ff.; SCHNEELOCH, DIETER 
(2011), S. 243 ff.; WAGNER, FRANZ (2004), S. 237 ff.; WÖHE, GÜNTER (1988), S. 24 ff.; WÖHE, GÜN-

TER/BIEG, HARTMUT (1995), S. 1 ff. 
14  Vgl. zur herausragenden Bedeutung des klassischen normativen Forschungsansatzes sowie warnend vor 

der Gefahr einer methodischen Einseitigkeit aufgrund der zunehmenden Ausrichtung zahlreicher Fach-
vertreter der Betriebswirtschaftslehre am statistisch-empirischen Forschungsansatz KÜTING, KARLHEINZ 
u.a. (2013), S. 2097 ff. 

15  Die im Rahmen der vorliegenden Untersuchung angeführten Aufgaben der Betriebswirtschaftlichen 
Steuerlehre folgen der Terminologie nach WÖHE, wonach in diesem Kontext die Steuerwirkungslehre, 
die Steuergestaltungslehre sowie die Steuerrechtsgestaltungslehre von Interesse sind. Vgl. dazu im Ein-
zelnen WÖHE, GÜNTER (1988), S. 24 ff.; WÖHE, GÜNTER/BIEG, HARTMUT (1995), S. 1 ff. 

16  Vgl. KUßMAUL, HEINZ (1995), S. 4. 
17  Vgl. zur Steuerrechtswissenschaft eingehend TIPKE, KLAUS (2000), S. 10 ff. 
18  Vgl. DZIADKOWSKI, DIETER (1983), S. 2046; SCHNEIDER, DIETER/BAREIS, PETER/SIEGEL, THEODOR 

(2013), S. 1146. 
19  Vgl. SCHNEIDER, DIETER/BAREIS, PETER/SIEGEL, THEODOR (2013), S. 1146. 
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stellung und Analyse von zentralen Begriffen sowie der wesentlichen Grundlagen der in-

ternationalen Gewinnabgrenzung zwischen Stammhaus und Betriebstätte unter Berück-

sichtigung sowohl des unilateralen als auch des bilateralen Rechts zum Gegenstand. Im 

Fokus dieser Ausführungen stehen einerseits bedeutsame Abgrenzungsfragen hinsichtlich 

des Betriebstättenbegriffs, welche die Erörterung von dessen nationalen und abkommens-

rechtlichen Tatbestandsmerkmalen erfordern. Andererseits werden generelle Abgrenzungs-

fragen im Kontext der internationalen Betriebstätten-Gewinnabgrenzung, die aus der An-

wendung des Fremdvergleichsgrundsatzes gem. Art. 7 OECD-MA resultieren, behandelt, 

wobei insofern insbesondere auf die relevanten Methoden der Gewinnabgrenzung sowie 

die Bedeutung des Fremdvergleichsgrundsatzes im Kontext der rechtlich unselbstständigen 

Organisationsform „Betriebstätte“ Bezug genommen wird.  

Kapitel 3 stellt den ersten Schwerpunktbereich der Untersuchung dar und befasst sich ein-

gehend mit abkommensrechtlichen Grundsätzen der zwischenstaatlichen Gewinnabgren-

zung im Kontext des unternehmensinternen Liefer- und Leistungsaustauschs innerhalb 

eines internationalen Einheitsunternehmens sowie der Umsetzung der diesbezüglichen 

Vorgaben im innerstaatlichen Steuerrecht. Im Mittelpunkt dieser Ausführungen steht zu-

nächst die kritische Analyse der mit der Neufassung des Art. 7 OECD-MA erfolgten Im-

plementierung der uneingeschränkten Verselbstständigungsfiktion der Betriebstätte sowie 

der damit verbundenen Gewinnabgrenzung nach dem Prinzip der funktional selbstständi-

gen Einheit. Anschließend werden die nationalen steuerlichen Normen, welche für die 

Gewinnabgrenzung zwischen Stammhaus und Betriebstätte bedeutsam sind, untersucht. In 

diesem Zusammenhang liegt das Hauptaugenmerk auf den bislang existenten Normen zur 

Entstrickungs- und Verstrickungsbesteuerung. Darüber hinaus werden die jüngst mit dem 

AmtshilfeRLUmsG erfolgten Anpassungsmaßnahmen im Rahmen des § 1 AStG, die auf-

grund des neu gefassten Art. 7 OECD-MA erforderlich wurden, dargestellt und einer kriti-

schen Würdigung unterzogen. Abschließend werden die auf der Grundlage der direkten 

Gewinnabgrenzung basierenden steuerlichen Normen und Gewinnabgrenzungsgrundsätze 

im Hinblick auf deren Konformität mit essenziellen normativen Anforderungen, welche 

auf fundamentalen Besteuerungsgrundsätzen beruhen, überprüft. 

Kapitel 4 bildet den zweiten Schwerpunktbereich der Untersuchung und hat die Darstel-

lung von Implikationen des europäischen Gemeinschaftsrechts hinsichtlich eines aus-

schließlich im europäischen Binnenmarkt tätigen Einheitsunternehmens sowie dessen 

Auswirkungen zum Gegenstand. Im Konkreten soll die in der wissenschaftlichen Diskus-

sion noch ungeklärte Problematik der zwecks Abgrenzung von Besteuerungsansprüchen 

vorzunehmenden Sicherstellung der im Inland angewachsenen stillen Reserven durch ei-

nen vorzeitigen Besteuerungszugriff analysiert werden. Zu diesem Zweck werden zunächst 

die gemeinschaftsrechtlichen Rahmenbedingungen und deren Bedeutung für die nationalen 

Steuerrechtsordnungen dargelegt. Darauf aufbauend werden aus der einschlägigen EuGH-

Rechtsprechung zu Wegzugskonstellationen die entsprechenden europäischen Einflussfak-

toren hergeleitet und anhand dessen deren Konformität mit der derzeitigen Ausgestaltung 

der Gewinnaufteilung bei unternehmensinternen Liefer- und Leistungsbeziehungen im 
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internationalen Einheitsunternehmen im Hinblick auf die gemeinschaftsrechtlich verbürgte 

Niederlassungsfreiheit gem. Art. 49, 54 AEUV untersucht. Zudem werden im Rahmen 

dieser Untersuchung konkrete Handlungsalternativen für den nationalen Steuergesetzgeber 

aufgezeigt. Darüber hinaus werden aus der Rechtsprechung des EuGH die Grundsätze hin-

sichtlich dem Gewährleistungsgehalt der Niederlassungsfreiheit bezüglich Verrechnungs-

preiskorrekturen hergeleitet und im Kontext der Ausweitung des § 1 AStG auf die Ge-

winnabgrenzung zwischen Stammhaus und Betriebstätte kritisch hinterfragt. Abschließend 

wird mit dem GKKB-Richtlinienentwurf ein alternatives Gewinnabgrenzungskonzept, 

welches auf aktuellen Harmonisierungsbestrebungen der EU beruht, analysiert und dessen 

Auswirkungen im Hinblick auf eine binnenmarktgerechte Gewinnzuordnung diskutiert 

sowie spiegelbildlich zu Kapitel 3 anhand normativer Anforderungen beurteilt. 

Kapitel 5 beschließt die vorliegende Untersuchung, in dem eine thesenförmige Zusammen-

fassung der gewonnenen Erkenntnisse sowie eine abschließende kritische Würdigung er-

folgen. Die nachfolgende Abbildung liefert zusammenfassend einen Überblick über den 

Gang der Untersuchung: 
 


